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Steuern sollen gesenkt werden
Landammann Kaspar Michel und Hermann Grab, Amt für Finanzen, stellten den Aufgabenplan des Kantons Schwyz vor

Gemäss Aufgabenplan
2020–2023 sind die
Finanzen des Kantons
Schwyz vollends im Lot.
Aufgrund der positiven
Entwicklung schlägt der
Regierungsrat eine
Steuerfusssenkung von
160 auf 150 Prozent vor.
Der Voranschlag 2020
weist ein Defizit von 3,3
Millionen Franken aus.

MAGNUS LEIBUNDGUT

Überaus rosig präsentieren sich
die Finanzen im Kanton Schwyz.
Dementsprechend aufgeräumt
zeigte sich gestern Regierungs-
rat Kaspar Michel an der Presse-
konferenz in Schwyz: «Die Finan-
zen entwickeln sich stabil, die fi-
nanzielle Lage unseres Kanto-
nes ist ausgezeichnet.» Weil
der Haushalt ausgeglichen ist
und das Eigenkapital über 300
Millionen Franken beträgt, will
die Regierung den Steuerfuss
für die natürlichen Personen um
zehn Prozent senken.

«Wir wollen nicht Steuern
auf Vorrat erheben», sagte der
Finanzdirektor. Zudem wür-
den alle von einer Steuerfuss-
senkung profitieren: «Eine Sen-
kung des Steuerfusses macht
unseren Standort attraktiver»,
konstatierte der Vorsteher des
Schwyzer Finanzdepartements.
Aus diesem Grund sei der Re-
gierungsrat zum Resultat ge-
kommen, dass es an der Zeit
sei, mit den Steuern hinunter-
zugehen. Bereits vor einem Jahr
hatte die Regierung vorgeschla-
gen, den Steuerfuss zu senken.

Juristische Personen profitieren
Für die juristischen Personen be-
antragt der Regierungsrat der-
weil die Beibehaltung des Steu-

erfusses von 160 Prozent. «Mit
der Einführung der Steuerreform
und AHV-Finanzierung per 1. Ja-
nuar 2020 profitieren die juris-
tischen Personen im ganzen
Kanton bereits von einer deut-
lichen Steuersatzsenkung von
2,25 auf 1,95 Prozent», führ-
te Michel aus: Eine derzeiti-
ge Senkung des Steuerfusses
der juristischen Personen könn-
te negative Effekte für den Kan-
ton Schwyz mit sich bringen, da
die NFA-Marge bis im Jahr 2024
noch negativ sein wird.

Zudem könne mit der Beibe-
haltung des Steuerfusses von
160 Prozent für die juristischen
Personen die als Richtgrösse
vorgegebene Mindestbesteue-
rung von rund 12 Prozent an al-
len Standorten des Kantons er-
reicht werden, erklärte der Fi-
nanzdirektor: Dies sei ein inter-
national noch akzeptiertes Be-
steuerungsniveau.

Solide Aufwandentwicklung
«Der Voranschlag 2020 weist

unter Berücksichtigung der
Steuerfusssenkung einen Auf-
wandüberschuss von 3,3 Mil-
lionen Franken aus», schreibt
die Schwyzer Staatskanzlei in
einer Medienmitteilung: In den
Jahren 2021 und 2022 resul-
tieren Gewinne von 4,6 bezie-
hungsweise 6,3 Millionen und
2023 ein Defizit von 11,2 Mil-
lionen Franken. Die Senkung
des Steuerfusses für die natür-
lichen Personen würde die Er-
tragswirkung der allgemeinen
mittelfristigen Steigerung des
Steuersubstrates vermindern,
teilt die Kanzlei mit.

Daneben würden einerseits
die Ausgaben für gebundene,
bundesrechtlich vorgegebene
oder nicht beeinflussbare Auf-
wände wie zum Beispiel für die
Ergänzungsleistungen und die
Prämienverbilligung wachsen,
betont die Staatskanzlei: «Ande-
rerseits erhöhen sich auch die
Beiträge an die Spitäler und Be-
hinderteneinrichtungen.»

Zu Verbesserungen der Bi-

lanz hätten höhere Steuerein-
nahmen und tiefere Beträge an
den Wasserbau beigetragen, er-
gänzte Hermann Grab, Vorste-
her des Schwyzer Amts für Fi-
nanzen: «Die Zunahme beim
Verkehrsangebot und bei den
Anschaffungen in Sachen Digi-
talisierung hat andererseits die
Bilanz beim Voranschlag 2020
verschlechtert.»

Investitionen dank Eigenkapital
Das Eigenkapital von derzeit
291 Millionen dürfte Ende 2023
rund 340 Millionen Franken be-
tragen, erläuterte Kaspar Mi-
chel: «Dies kann für einen kan-
tonalen Finanzhaushalt im Um-
fang von jährlich 1,6 Milliarden
als solid bezeichnet werden.»
Das Nettovermögen von aktuell
210 Millionen sinke aufgrund
der erhöhten Investitionstätig-
keit bis Ende 2023 auf 180Milli-
onen Franken. «Die Investitions-
rechnung sieht im kommenden
Jahr Investitionen im Umfang
von 43,5 Millionen und für die

Jahre 2021 bis 2023 von 56 bis
90Millionen vor. Der Regierungs-
rat möchte dank des Projekts «Fi-
nanzen 2020» den Kantonshaus-
halt auch langfristig nachhaltig
gestalten – dies unter Wahrung
der Standortattraktivität, sagte
Michel. Aus einer ersten Hoch-
rechnung von 77 Aufgaben in der
Perspektive bis ins Jahr 2035
würde denn ein ausgeglichener
Staatshaushalt resultieren.

«Weil die Finanzen im Lot
sind, verbleibt ein finanzieller
Spielraum für eine steuerliche
Entlastung der unteren und mitt-
leren Einkommen», fasste der Fi-
nanzdirektor zusammen. Die Er-
stellung des Berichts sei im ers-
ten Quartal 2020 vorgesehen.
Weil für eine steuerliche Entlas-
tung der unteren und mittleren
Einkommen eine Gesetzesände-
rung notwendig sei, könne die-
se Steuersenkung noch nicht be-
reits im Dezember demKantons-
rat unterbreitet, sondern erst im
kommenden Jahr in Angriff ge-
nommen werden.

KANTON SCHWYZ

Staatsrechnung 2020–2023 mit Steuerfuss 150 %
2020 V 2021 FP 2022 FP 2023 FP

Erfolgsrechnung
Total Aufwand 1’561’728 1’581’768 1’674’172 1’721’529
Total Ertrag –1’558’460 –1’586’327 –1’680’480 –1’710’311
Ertragsüberschuss (–) –4’559 –6’308
Aufwandüberschuss (+) 3’268 11’218

Investitionsrechnung
Total Ausgaben 55’928 62’775 86’017 100’200
Total Einnahmen –12’382 –7’194 –9’252 –10’262
Nettoinvestitionen 43’546 55’581 76’765 89’938

Überschuss (–) –4’559 –6’308
Fehlbetrag (+) 3’268 11’218

Selbstfinanzierungsgrad 94,1 % 95,4 % 67,9 % 43,7 %

V = Voranschlag / FP = Finanzplan (Angaben in 1000 Franken)

Ausgewichen und im
Linthkanal gelandet
Tuggen. Am Donnerstagmor-
gen, 26. September, ist in Tug-
gen eine Fahrzeuglenkerin mit
einem Auto in den Linth-Neben-
kanal gefahren. Die Frau wurde
zur Kontrolle ins Spital gebracht.
Die Kantonspolizei sucht Zeu-
gen des Unfalles.

Kurz vor sieben Uhr fuhr eine
35-jährige PW-Lenkerin von Tug-
gen Richtung Uznach. Nach dem
Kapellhof musste sie wegen ei-
nes entgegenkommenden Au-
tos, welches einen Fahrradfah-
rer überholte, nach rechts aus-
weichen. Dabei geriet die Frau
mit dem Personenwagen von
der Strasse und kam im angren-
zenden Linth-Nebenkanal zum
Stillstand. Der Rettungsdienst
brachte die Verunfallte zur ärzt-
lichen Kontrolle ins Spital, wel-
ches sie zwischenzeitlich wieder
verlassen konnte.

Die Feuerwehr Tuggen und
die Stützpunktfeuerwehr Pfäffi-
kon errichteten im Nebenkanal
eine Ölsperre. Im Einsatz stan-
den nebst dem Rettungsdienst
die Feuerwehr Tuggen, die Stütz-
punktfeuerwehr Pfäffikon, ein
Abschleppunternehmen und die
Kantonspolizei Schwyz. Die Kan-
tonspolizei Schwyz sucht den
entgegenkommenden PW-Len-
ker sowie den Velofahrer,welcher
überholt wurde. Hinweise sind
an die Kantonspolizei Schwyz,
Telefon 041/819’29’29, zu rich-
ten.

Kleine Anfrage zur
Rolle von Kaspar Michel
Kleine Anfrage: «Inwieweit hat
Regierungsrat Kaspar Michel
eine frühzeitige Aufdeckung um-
strittener Geschäfte des Bank-
präsidenten Kuno Kennel behin-
dert?» Das fragt CVP-Kantons-
rat Peter Meyer (Galgenen) in
einer gestern Donnerstag ein-
gereichten Kleinen Anfrage. Wie
die Sendung «Schweiz aktuell»
am 25. September berichtete,
sei Michel bereits mehr als ein
halbes Jahr vor dem Bekannt-
werden des «PK-Skandals», das
heisst im September 2018,
über umstrittene Aktivitäten des
Bankpräsidenten schriftlich in-
formiert worden.

Deshalb will Peter Meyer wis-
sen, ob Kaspar Michel den Ge-
samtregierungsrat über die Vor-
würfe informiert hat und falls
ja, zu welchem Zeitpunkt? Mey-
er interessiert sich auch dafür,
weshalb die Information nicht
umgehend an die kantonsrätli-
che Kommission KRAK, welche
als Aufsichtsbehörde der Bank
fungiert, weitergeleitet worden
sei? Schliesslich sehe das Ver-
waltungsrechtspflegegesetz vor,
«dass Eingaben, welche irrtüm-
lich an eine Behörde gelangen,
an die zuständige Instanz weiter-
zuleiten sind»./Vi.

Verbilligung der
Prämien beantragen
Kanton. Am 30. September läuft
die Anmeldefrist für die Prämien-
verbilligung 2020 ab. Wer für
das kommende Jahr eine Prä-
mienverbilligung beantragen
möchte, muss das entsprechen-
de Formular noch bis Ende Sep-
tember bei der Ausgleichskas-
se einreichen. Wenn diese Frist
versäumt und das Anmeldefor-
mular danach eingereicht wird,
kann es bei der Prüfung nicht
mehr berücksichtigt werden. Es
wird keine Kulanz gewährt. Die
Beweislast für eine rechtzeitige
Einreichung liegt bei den Versi-
cherten.

IN KÜRZE

Hermann Grab (links) und Landammann Kaspar Michel: überaus
rosige Zahlen. Foto: Magnus Leibundgut

Auch Biker dürfen
Wanderwege benutzen

In einer Interpellation will
der FDP-Kantonsrat Alois
Reichmuth aus Oberiberg
wissen, wie es um die
Vorschriften im Kanton
Schwyz für das Fahren von
Mountainbikes auf Fuss-
wegen bestellt sei. Die
Regierung antwortet,
dass die Nutzung von
Wanderwegen durch
Bikes gestattet sei.

MAGNUS LEIBUNDGUT

«Wege, die sich für den Verkehr
mit Velos nicht eignen, dürfen
nicht befahren werden», schreibt
Alois Reichmuth in seiner Inter-
pellation «Mountainbikes auf
Fuss- und Wanderwegen». Diese
Regel sei für die ganze Schweiz
gültig und auch ohne Signalisati-
on verbindlich, hält der FDP-Kan-
tonsrat aus Oberiberg fest:
«Durch die rasante Entwicklung
der technischen Möglichkeiten
der Mountainbikes stellt sich die
Frage nach der Eignung von We-
gen für Fahrräder neu.»

Wege müssen «geeignet» sein
In der Praxis gebe es regional
durch die rechtliche Unsicher-
heit in der Bevölkerung auf Fuss-
und Wanderwegen immer wieder
Konflikte zwischen Fussgängern
und Mountainbikern, konstatiert
Reichmuth: «Auch den Grundei-

gentümern, durch deren Land
ein Fuss- und Wanderweg führt,
ist rechtlich nicht immer klar, ob
sie das Befahren mit den Moun-
tainbikes so hinnehmen müs-
sen.» Reichmuth will dank seiner
Interpellation in Erfahrung brin-
gen, ob Landbesitzer auf einem
durch ihr Grundstück führenden
Fuss- und Wanderweg das Fah-
ren mit einem Mountainbike ver-
weigern können.

Mountainbikes sind erlaubt
Wege, die sich für den Verkehr
mit Velos nicht eignen, dürfen
nicht befahren werden, schreibt
die Regierung in ihrer Antwort:
Diese «Eignung» werde naturge-
mäss sehr subjektiv beurteilt.
Mit der technischen Entwicklung
der Mountainbikes seien immer
mehr Wege als zum Biken «ge-
eignet» einzustufen.

Es liege in der Kompetenz
der Kantone, einschränkende
Regelungen zu erlassen oder
geeignete Bike-Routen zu sig-
nalisieren, stellt die Regierung
fest: «Der Rechtsalltag im Kan-
ton zeigt sich aktuell so, dass
die Nutzung von Wanderwegen
durch Mountainbikes gestattet
ist.» Soweit ein Weg nicht mit
einem Fahrverbot signalisiert
sei, dürfe dieser auch befahren
werden. Die aktuelle Gesetzge-
bung kenne keine expliziten Re-
gelungen für den Bike-Verkehr,
konstatiert die Regierung: «Der
Grossteil der Biker hält sich an
die erlaubten Routen und ist be-

strebt, natur- und umweltscho-
nend zu fahren.» Vereinzelten,
uneinsichtigen Radfahrern sei
auch mit Verboten nicht beizu-
kommen.

«Die Eigentümer von Privat-
strassen können ein allgemei-
nes Fahrverbot verfügen las-
sen, auch wenn darauf ein Wan-
derweg verläuft», antwortet die
Regierung: Eine flächendecken-
de Regelung für das Biken aus-
serhalb von öffentlichen Stras-
sen könnte von der Polizei nicht
mit einem vertretbaren Aufwand
kontrolliert und durchgesetzt
werden.

Neue Regelung für Velowegnetz
«Wirksamer als der Erlass von
Verboten ist es, für Biker attrak-
tive Routenangebote zu schaf-
fen», schreibt die Regierung:
So sei ein spezieller Wegweiser
eingeführt worden, der Strecken
kennzeichnet, die für Mountain-
bikes besonders geeignet sind.
Sobald Bestimmungen auf Bun-
desebene vorliegen würden,wer-
de der Regierungsrat die Zustän-
digkeiten für den Bau, den Be-
trieb und den Unterhalt von Ve-
lowegnetzen prüfen und dazu
neue Regelungen schaffen.

Parallel dazu würden auf Zen-
tralschweizer Ebene Bestrebun-
gen laufen, die darauf abzielen,
die rechtlichen Regelungen im
Bereich Velofahren und Moun-
tainbiken zu harmonisieren, teilt
der Schwyzer Regierungsrat ab-
schliessend mit.

Mörder von Siebnen
wurde ausgeschafft

V. T., der im Juli 2004
seine Ex-Freundin Nathalie
D. getötet hat, wurde
nach 15 Jahren Haft
entlassen und direkt in
seine Heimat Kosovo
ausgeschafft. Zudem
wurde eine 15-jährige
Einreisesperre verfügt.

IL. Die Tat erschütterte vor 15
Jahren Ausserschwyz: In der
Nacht auf den 1. Juli 2004 töte-
te V. T. seine Ex-Freundin Natha-
lie D. in ihrer Wohnung an der
Kapellstrasse in Siebnen mit ei-
nem Schuss in den Hinterkopf.
Nachdem er die Wohnung verlas-
sen hatte, kehrte er nochmals
zurück, drehte das auf dem Bett

«Die Kinder liess
er bei ihrer toten
Mutter zurück.»

liegende, noch lebende Opfer
auf den Bauch und drückte ih-
ren Kopf mit mehreren Kissen
gegen die Matratze. Die beiden
damals eineinhalb- und dreiein-
halbjährigen Kinder von Nathalie
D. liess V. T. – übrigens der Vater
des jüngeren Kindes – bei ihrer
toten Mutter zurück.

Nachdemer seinemBruder die
Tat gestanden hatte, floh der da-
mals 21-Jährige in den Kosovo.
Bei seiner Rückkehr eine Woche

später wurde er am Flughafen Zü-
rich verhaftet. Obwohl er stets sei-
ne Unschuld beteuerte, wurde er
rund zwei Jahre nach der Tat we-
gen Mordes zu einer lebenslängli-
chen Haftstrafe verurteilt. Als Tat-
motiv wurde bei der Gerichtsver-
handlung im Sommer 2006 erlo-
schene Liebe vermutet,hatte sich
doch Nathalie D. knapp zwei Mo-
nate vor der Tat von V. T. getrennt,
ihm aber gesagt, dass er sei-
ne Tochter immer besuchen kön-
ne. Zuvor hatte Nathalie D. offen-
bar eine neue Bekanntschaft ge-
macht,wonachsichV. T. in seinem
Stolz verletzt gefühlt habe.

Nach 15 Jahren entlassen
Mit der Tötung habe er verhin-
dern wollen, dass andere Män-
ner seinen Platz einnehmen,
sagte damals die Staatsanwäl-
tin. Mehrmals hat der Kosova-
re in den vergangenen Jahren
versucht, seine Situation zu ver-
bessern. Zwei Revisionsbegeh-
ren wurden abgelehnt. Auch eine
Verlegung in ein kosovarisches
Gefängnis vor rund zwei Jahren
wurde abgelehnt.

Vor wenigen Tagen wurde V.
T., der 1986 in die Schweiz ge-
kommen und in Weesen aufge-
wachsen ist, nach 15 Jahren
Haft entlassen. Dies bestätigt
André Rüegsegger, Vorsteher
des Sicherheitsdepartementes,
auf Anfrage. V. T. sei direkt in
den Kosovo ausgeschafft wor-
den. Zudem habe das Staats-
sekretariat für Migration (SEM)
eine 15-jährige Einreisesperre
für die Schweiz und den Schen-
gen-Raum verfügt.


